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AUSSEN- UND SICHERHEITSPOLITIK 29.06.2015 | Andreas Bock

Kubakrise? Viel schlimmer.
Weder Russland noch der Westen sind derzeit willens, das
Bedrohungsgefühl der anderen Seite zur Kenntnis zu
nehmen.

Der russische Präsident Wladimir Putin hat den Westen in der
vergangenen Woche mit seiner Ankündigung geschockt, Russland würde
noch in diesem Jahr 40 moderne Interkontinental-Raketen anschaffen,
die mit nuklearen Sprengköpfen bestückt werden könnten. Nach Daten
des „Stockholm International Peace Research Institute“ (SIPRI) würde
dieser Schritt das russische Nuklearwaffenarsenal auf 1820 einsatzfähige
Atomwaffen erweitern. In einer ersten Reaktion sprach NATO-
Generalsekretär Jens Stoltenberg von einem „nuklearen Säbelrasseln
Russlands“, das „ungerechtfertigt, destabilisierend und gefährlich“ sei. Er
kündigte eine Antwort des westlichen Militärbündnisses an.

Lettlands Außenminister Edgars Rinkēvičs hat die Eskalationsdynamik
der anhaltenden Krise zwischen Russland und der NATO vor diesem
Hintergrund mit der Kubakrise von 1962 verglichen. Er hat völlig Recht.
Doch zugleich übersieht er die zentrale Lehre aus dieser Krise. Die
nämlich lautet: Missverständnisse über außenpolitische Absichten
können in einer nuklearen Katastrophe enden.

Auch zwischen Russland und den USA und der NATO bestehen heute
fundamentale sicherheitspolitische Missverständnisse. Sie können die
aktuelle Eskalation mit Russland durchaus erklären – ohne, und das ist
wichtig, den eklatanten Völkerrechtsbruch Russlands in der Ukraine zu
entschuldigen.

In der Kubakrise wie auch
heute spielt die
Wahrnehmung von
Bedrohung eine zentrale
Rolle  –  die aber ist
subjektiv und sozial

Diese Missverständnisse beschränken sich
dabei nicht auf die Ukraine-Krise.
Tatsächlich bietet sie keine hinreichende
Erklärung für die aktuelle Eskalation im
Verhältnis zwischen Russland und NATO.
Auch hier ist eine Parallele zur Kubakrise zu
ziehen. Denn die Versuche der Regierung
Kennedy, das System Castro zu
destabilisieren, um eine Contra-Revolution
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konstruiert. auszulösen, reichen nicht aus, um die
Eskalation bis kurz vor den Atomkrieg zu
erklären. Vielmehr ging es um ein weiteres
Beziehungsgeflecht konkurrierender
Sicherheitsbedürfnisse. In der Kubakrise wie
auch heute spielt die Wahrnehmung von
Bedrohung eine zentrale Rolle – die aber ist
subjektiv und sozial konstruiert.

Chruschtschow sah sich von den USA und den Raketen in der Türkei
bedroht, weil die Jupiter-Raketen in unmittelbarer Nähe zu Moskau
stationiert waren und die Sowjetunion den USA damals noch militärisch
heillos unterlegen war. Umgekehrt sah sich Kennedy durch die Raketen
auf Kuba bedroht, da diese ebenfalls in unmittelbarer Nähe zu
Washington stationiert waren, und Chruschtschow den USA in der
Berlin-Frage offen mit Eskalation gedroht hatte.

Wie wir heute wissen, handelte es sich weder bei den US-Atomraketen in
der Türkei, noch bei den sowjetischen Atomraketen auf Kuba um
Angriffswaffen. US-Präsident Kennedy und der sowjetische Parteichef
Chruschtschow sahen in den Raketen der anderen Seite jedoch jeweils
eine unmittelbare Bedrohung. Aus der Perspektive Kennedys und
Chruschtschows war die Bewertung der Raketen jeweils folgerichtig –
aber eben falsch. Bemerkenswert ist, dass weder Kennedy noch
Chruschtschow jemals auf die Idee kamen, dass die eigenen Raketen wie
die gegnerischen bewertet werden könnten – nämlich als Bedrohung. Ein
Missverständnis, das beinahe ein nukleares Armageddon ausgelöst hätte.

Ebenso bemerkenswert ist, dass heute schon die Möglichkeit, Russland
könnte sich von sicherheitspolitischen Entscheidungen der USA oder der
NATO bedroht sehen, konsequent negiert wird. Das etablierte Narrativ
von NATO wie USA lautet: Die jeweils geplanten oder ergriffenen
Maßnahmen – wie die NATO-Osterweiterung oder der
Raketenabwehrschirm – sind rein defensiver Natur und stellen keine
Bedrohung Moskaus dar.

Das Problem daran ist weniger, dass dieses Narrativ völlig falsch wäre. Im
Gegenteil: Tatsächlich hegen vermutlich weder NATO noch die USA
offensive Pläne gegenüber Russland. Nur nimmt Russland die
Entwicklung anders wahr und begreift diese Schritte als
Offensivmaßnahme und Bedrohung. John J. Mearsheimer hat deshalb
völlig Recht, wenn er meint “Die Russen, nicht der Westen, dürfen selbst
entscheiden, was sie als Bedrohung wahrnehmen.“

Auch deshalb ist ein genauerer Blick in die Rüstungsdatenbank von
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SIPRI hilfreich. So verfügen allein die USA aktuell über 2080
einsatzfähige Atomwaffen. Zusammen mit Frankreich und
Großbritannien kommt die NATO sogar auf 2520 einsatzfähige
Atomwaffen. Der Militärhaushalt der USA beläuft sich für 2014 auf
rund 610 Mrd. US-Dollar, was einem Anteil von 3,5 Prozent des BIP
entspricht. Moskau hat im selben Jahr „nur“ 84,5 Mrd. US-Dollar (4,5
Prozent des BIP) für Rüstung ausgegeben.

Sowohl die NATO-
Osterweiterung als auch
der Raketenabwehrschirm
verändern das strategische
Gleichgewicht weiter
zuungunsten Moskaus.

Dabei ist auch klar: Sowohl die NATO-
Osterweiterung als auch der
Raketenabwehrschirm verändern das
strategische Gleichgewicht weiter
zuungunsten Moskaus. Durch die
Osterweiterung rückt das westeuropäische
Militärbündnis territorial immer näher an
die Westgrenze Russlands und an die
Macht- und Interessenssphäre Moskaus
heran. Die USA würden eine vergleichbare
Entwicklung unter entgegengesetztem
Vorzeichen kaum tolerieren. Auch dafür ist
die Kubakrise ein historischer Beleg. 

Der US-Diplomat George Kennan, vielleicht einer der besten Kenner der
Sowjetunion und Russlands, hatte bereits 1998 vor den Folgen der
NATO-Osterweiterung gewarnt. Seine Warnung vor „dem Beginn eines
neuen Kalten Krieges” liest sich heute fast prophetisch: „Of course there
is going to be a bad reaction from Russia, and then [the NATO
expanders] will say that we always told you that is how the Russians are –
but this is just wrong.”

Durch den Raketenabwehrschirm würde die nukleare
Abschreckungsfähigkeit Russlands nutzlos. Moskau wäre einem
Erstschlag ausgeliefert. Um die mit einem Abwehrschirm verbunden
Gefahr der Präventionslogik („Strike first!“) zu bannen, schlossen die
Sowjetunion und die USA 1972 den ABM-Vertrag, der Raketenschirme
verbot und die wechselseitige Vergeltungsfähigkeit beider Seiten sicherte.
2002 haben die USA den ABM-Vertrag einseitig gekündigt. Moskau hat
diesen Schritt wiederholt kritisiert und klar gemacht, dass es einen
Raketenschirm als Bedrohung interpretiert.

Vor diesem Hintergrund ist es aus Perspektive Moskaus durchaus
folgerichtig, dass die 40 neuen russischen ICBMs, die einen
Raketenabwehrschirm offenbar durchdringen können, als
Defensivmaßnahme bezeichnet werden. Nur dass die NATO und die
osteuropäischen Staaten Putins Ankündigung angesichts der Ukraine-
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Krise eben anders und ebenfalls folgerichtig wahrnehmen können – als
Bedrohung und Provokation.

Die Kubakrise hat gezeigt, dass Bedrohungswahrnehmungen der anderen
Seite ernst genommen werden müssen, um Krisen zu entschärfen.
Kennedy tat dies buchstäblich in letzter Minute, als er, wenn auch unter
dem Vorbehalt der Geheimhaltung, dem Abzug der Atomraketen aus der
Türkei zustimmte. Unter dieser Bedingung war auch Chruschtschow
bereit, die Atomraketen auf Kuba wieder abzubauen.

Das Dilemma der aktuellen Krise ist, dass weder Russland noch der
Westen willens oder in der Lage scheinen, die Bedrohungswahrnehmung
der anderen Seite ernst zu nehmen. Im Gegenteil: Jede Seite beharrt
darauf, lediglich zu reagieren und sich nur zu verteidigen. Damit aber
bestätigt sie die längst etablierte Wahrnehmung des anderen als
Bedrohung. Es wird höchste Zeit, dass sich Russland und der Westen an
jene 13 Tage im Oktober 1962 erinnern. In diesem Sinne wäre uns eine
Neuauflage der Kubakrise vielleicht sogar zu wünschen.
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13 LESERBRIEFE

Friedrich Grimm schrieb am 30.06.2015

Die Nato ein Verteidigungsbündnis? Diese Frage darf
man sich stellen, wenn man das Säbelrasseln des Nato-
Generalsekretärs Jens Stoltenberg wahrnimmt. Und man
kann sich, so man denn Willens ist, auch gut in die Lage
Russlands versetzen, wenn man Vorträge eines George
Friedmann (Chicago) gehört hat. Der Beitrag, von A.
Bock, zeigt einen wesentlichen Punkt auf, nämlich die
Unfähigkeit, sich in die Situation des Gegenüber zu
versetzen. Deshalb ist Sprachlosigkeit von großer
Gefährlichkeit.

Was das Agieren der Bundesregierung betrifft, so sehe ich
vor allem im Verhalten der Bundeskanzlerin zu viel
Nachgiebigkeit gegenüber den USA. Da erwarte ich mehr
selbständiges Handeln. Russland sehe ich für
Deutschland so unverzichtbar wie auch die USA.

Galgenstein schrieb am 30.06.2015

Warum werden jene aus der Erfahrung der Geschichte
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durchaus ernst zu nehmenden Ängste der russischen
Anrainerstaaten ernst genommen? Dieser Teil fehlt mir
in der Analyse. Ob Polen, Ukraine, die baltischen Staaten
oder die Kaukasu-Republiken, sie alle fürchten nicht die
NATO, sondern Russland und dies nicht von ungefähr.
Der Vergleich der russischen Rüstungsausgaben mit
denen der NATO-Partner hinkt ein wenig arg. Zum
einen sind die russischen Rüstungsausgaben in etwa
doppelt so hoch, da etliche Positionen in den nicht offen
gelegten Teilen des Budgets angesiedelt sind, zum
anderen werden weder die Ausgaben für die Truppen des
Innenministeriums, noch für Omen, noch für den dem
FSB unterstellten Grenzschutz den Militärausgaben
zugerechnet. Hierbei handelt es sich in der Summe um
Truppen mit mehr als 300.000 Mann. Die ganze
Bundeswehr ist nur 180.000 Mann stark.
Zuletzt: die NATO ist keine Armee, sondern ein
Verteidigungsbündnis der Armeen von 28 Ländern, die
in Summe über 6,5 mal so viele Einwohner wie Russland
verfügen. In vielen Überlegungen bleiben diese
Verhältnisse aussen vor, obwohl sie zu erklären helfen,
weshalb die NATO insgesamt mehr als Russland,
prozentual aber weniger ausgeben.
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Stefano schrieb am 30.06.2015

@ Galgenstein: Sie fehlen vermutlich, weil es eine
Analyse bezogen auf einen kleinen Ausschnitt des
Konfliktes ist. Sonst könnte man auch fragen, warum ist
China oder der Balkan nicht mit in der Analyse. Ihren
Kritikpunkt über die Ausgaben sehe ich auch nicht. Es
geht hier primär darum, wie divergierende
Wahrnehmungen den Konflikt zwischen NATO und
Russland zur Eskalation treiben können. Deshalb:
Rüstungsausgaben oder baltische Anrainerstaaten sind
hier sekundär, da sich die Analyse auf die gegenseitige
Wahrnehmung von Russland und der NATO fokussiert.

Helmut Doka schrieb am 30.06.2015

@ Galgenstein: Merken Sie nicht, wie Sie Bocks Analyse
genau bestätigen? Selbstverständlich müssen die
historischen Erfahrungen der russischen Anrainerstaaten
ernst genommen werden. Aber die historischen
Erfahrungen Russlands, das in der 1. Hälfte des 20. Jhdts.
drei Mal vom Westen her angegriffen worden ist
(Kaiserreich, alliierte Truppen 18/20,
Hitlerdeutschland), die sind irrelevant? Die Russen
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dürfen sich nicht bedroht fühlen, wenn das (wie Sie
richtig feststellen) viel größere und stärkere NATO-
Bündnis vor ihrer Haustür auftaucht? Kann sich jemand
vorstellen, wie die USA reagiert hätten, hätten Kanada
oder Mexiko zu irgend einem verrückten Zeitpunkt
angefangen, mit dem Warschauer Pakt zu flirten? Ich
schon.

dr. faust schrieb am 30.06.2015

Herr Professor Bock gibt die aggressive Politik von USA,
EU und Nato unkritisch zum Besten.
Mit der Ukraine-Krise hat er sich offenbar nicht wirklich
befasst, sonst würde er sich mit einigen neuen
Publikationen dazu auseinandersetzen, u.a. mit "Russland
verstehen" von Gabriele Krone-Schmalz oder "Der
Bruderkrieg in der Ukraine" von Wolfgang Hingst.
Solche Texte treiben uns in Europa in den Krieg im
Interesse der USA!

Dobbelstein schrieb am 30.06.2015

Um dieses fatale Gegeneinander der Bedrohungsgefühle
zu überwinden und die übrigen Gefahren des
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augenblicklichen Konfliktes zwischen Ost und West
einzugrenzen, bedarf es des "grand design" einer neuen
Ostpolitik, die der Westen initiieren sollte. Wie die alte
Ostpolitik muß die neue Ostpolitik, die realistischerweise
nur zu einer Koexistenz, einem Modus Vivendi, nicht zu
einer freundschaftlichen Beziehung zwischen Ost und
West führen dürfte, Rußland im Gegenzug gegen ein
Mindestmaß ein Wohlverhalten positive Anreize geben.
Solche könnten zum Beispiel sein:
- keine weitere Ausdehnung der NATO, ggfs. auch der
EU in Richtung Osten,
- Abrüstungsangebote, insbesondere Verzicht auf
Aufstellung von US-Raketen in Polen und Verzicht der
NATO auf Aufrüstungsmaßnahmen in Osteuropa,
- Freihandelszone von Island bis Wladiwostok,
- Rücknahme der Ukraine-Sanktionen.

grauschleier schrieb am 01.07.2015

Guter Artikel, vielen Dank dafür! In unseren
"Qualitätsmedien" wird man ähnliches nur sehr selten
finden, im Fernsehen allenfalls zu nachtschlafender Zeit.
Gemessen an der alten Fußballweisheit "Angriff ist die
beste Verteidigung" ist die NATO allerdings wirklich ein
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reines Verteidigungsbündnis....

dr. faust schrieb am 02.07.2015

Herr Grauschleier, da haben Sie die Änderung des
NATO-Statuts nicht mitgekriegt. Die Nato ein reines
Verteidigungsbündnis? Das glauben Sie wohl selber
nicht. Die Militärherren bauen gerade in Brüssel um weit
über eine Milliarde Euro ein neues Zentrum, das nicht
nur aussieht wie ein ekliger Pfannkuchen. Rein zur
Verteidigung?

jordan schrieb am 02.07.2015

Das falsche Narrativ des Autors ist "tatsächlich hegen
weder die USA noch die NATO....."In der Tat könnte
man sich dann auf einen kommunikationstheorretischen
Ansatz zurückziehen, anstatt die realen politischen
Gegebenheiten zu beurteilen. Und die Realität ist nicht
nur, dass seit 1990 zahlreiche völkerrechtswidrige
Aktionen der USA in der Welt stattgefunden haben(
bsph. Kosovo, Jugoslawien, Irak, Libyien, Syrien) sondern
dass nach der nach wie vor geltenden Wolfowitz-
Doktrin von 1992 die USA das Heranwachsen eines



11/13

gleichwertigen internationalen Rivalen nicht dulden
werden- und dazu zählt natürlich insbesondere die
Gleichwerigkeit im eurasischen Kernland, das von
Russland und China mit 25 Mio km2 und 1,5 Mrd.
Menschen gebildet wird.

dr. faust schrieb am 02.07.2015

In einem soeben veröffentlichen Strategiebericht wird
US-Generalstabschef Martin Dempsey zitiert. Er spricht
von einer "geringen, aber wachsenden"
Wahrscheinlichkeit, dass die USA einen Krieg mit einer
Großmacht führen werden, was "immense" Folgen haben
werde. Das ist nichts anderes als der Größenwahn von
Repräsentanten eines Staates, dessen Pleite die von
Griechenland bei weitem übertrifft. Der Unterschied ist
nur, dass die USA nach Belieben Dollars drucken kann,
während Griechenland durch den Euro die Hände
gebunden sind. Was sagt denn da unser gescheiter
Professor Bock dazu?

Karl-Dieter Hoffmann schrieb am 07.07.2015

Zur historischen Richtigstellung eine in Herrn Bocks
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Artikel enthaltenen Passage: Chruschtschow hatte dem
Abzug der sowjetischen Mittelstreckenraketen auf Kuba
bereits zugestimmt, bevor Kennedy über seinen Bruder
Robert den Jupiter-Deal mit dem Botschafter der UdSSR
in den USA einfädelte. Dieses über Jahrzehnte geheim
gehaltene Zugeständnis war daher für den glimpflichen
Ausgang der Raketenkrise de facto ohne Belang. Ein
Weiteres: was soll die Aussage, bei den
Mittelstreckenraketen auf Kuba und in der Türkei
handelte es sich nicht um "Angriffswaffen"; wie können
Atomwaffen "nur" zu Verteidigungszwecken dienen?

Dr. Wolfgang Hingst schrieb am 07.07.2015

Zum neuen Wettrüsten, das gewiss von den USA und
der Nato provoziert wird, lese man den haarsträubenden
Artikel "Überzogenes Aufrüsten: Wird Moskau
rückfällig?" von Hannes Adomeit in "Die Presse", Wien,
vom 6. Juli 15. Wenn man ihn mit umgedrehten
Vorzeichen liest, ist er sehr informativ: Ein Szenario des
Schreckens in dürren Worten. Willy Wimmer hat darauf
hingewiesen: Wenn ein Atomkrieg geführt wird, dann
wird mindestens Deutschland von der Landkarte
verschwinden. Wer wird davon profitieren?
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Hans Schröder schrieb am 01.07.2016

Die USA sehen Russland immer noch als Hauptfeind in
der Welt an, allein schon wegen seiner Landmasse, dem
Nichtzugriff auf seine Bodenschätze und seines
militärischen, insbesondere aber seinen nuklearen
Potentials. Die USA lassen es aber (hoffentlich) nicht auf
einen Atomkrieg ankommen, der in für beide Seiten
unkalkulierbar wäre.
Dabei dürfte aber die größte Befürchtung der USA eine
wie auch immer geartete "Eurasiche Union" von Island
bis Wladiwostok unter Einbeziehung Chinas mit etwa 2
Mrd. fleißiger, gut ausgebildeter Menschen sein, weil die
USA mit 320 Mio. Einwohnern dann strategisch auf die
Insellage in Nordamerika zurückgeworfen wären. Die
USA nutzen die Angst in Osteuropa vor Russland
geschickt aus, um mit dem Raketenschirm einen Keil
zwischen die EU und Russland zu treiben!

Zum Seitenanfang


